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Die Anzahl der Gipfeltreffen des Europäischen Rates hat in den letzten Jahren stark
zugenommen. Fanden in den siebziger und achtziger Jahren im Schnitt noch rund
drei Gipfel statt, so waren es in den neunziger Jahren nahezu vier pro Jahr. Unter
österreichischer und deutscher Ratspräsidentschaft wurden insgesamt sechs Treffen
der Staats- und Regierungschefs abgehalten. Die österreichische Präsidentschaft
kam im zweiten Halbjahr 1998 mit dem Sondergipfel zur Bürgernähe am 24. und
25. Oktober in Pörtschach und dem regulären Treffen zum Abschluß der Präsident-
schaft am 11. und 12. Dezember in Wien aus. Unter deutscher Präsidentschaft im
ersten Halbjahr 1999 hatte der Europäische Rat mit immerhin vier Treffen einen
erheblich größeren Tagungsbedarf: Am 26. Februar trafen sich die Staats- und
Regierungschefs auf dem Petersberg bei Bonn, um über das Reformpaket „Agenda
2000" zu beraten, dessen Umsetzung am 24. und 25. März in Berlin beschlossen
wurde. Am 14. April stand in Brüssel der Kosovo-Krieg im Mittelpunkt und am
3. und 4. Juni 1999 fand die deutsche Ratspräsidentschaft - zeitgleich mit dem
Ende des Kosovo-Krieges - ihren medienwirksamen Höhepunkt in Köln. Im
Mittelpunkt beider Präsidentschaften standen die Beschäftigungspolitik, die interne
Reform- und Krisenbewältigung sowie die Stärkung der externen Handlungs-
fähigkeit.

Beschäftigung und Bürgernähe

Bereits auf dem Abschlußgipfel der britischen Ratspräsidentschaft am 15. und
16. Juni 1998 in Cardiff war ein Sondertreffen der Staats- und Regierungschefs zur
„Zukunft Europas" und zur Verbesserung der Bürgernähe für den Herbst 1998
beschlossen worden. Diese Entscheidung ging auf einen gemeinsame Initiative des
damaligen deutschen Bundeskanzlers Helmut Kohl und des französischen
Präsidenten Jacques Chirac zurück. In einer Grundsatzkritik hatten die beiden vor
allem die Rolle der Kommission und die mangelnde Berücksichtigung des
Subsidiaritätsprinzips als Gefahr für die Zukunft Europas herausgestellt. Vielmehr
müßten in einem „Europa der Nationen" die Bürger verstärkt ins Zentrum der euro-
päischen Politik rücken.

Die Debatte auf dem informellen Treffen in Pörtschach sollte nach Wunsch des
österreichischen Bundeskanzlers Viktor Klima zu einer „visionären Auseinander-
setzung um die Zukunft Europas" führen.1 Daher hatte der Vorsitz selbst den
Themenkatalog über die Bürgernähe hinaus erheblich ausgeweitet. In einleitenden
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Referaten setzten sich der niederländische Ministerpräsident Wim Kok mit der
Rolle der Europäischen Union als Pol wirtschaftlicher und monetärer Stabilität und
der spanische Ministerpräsident Jose Maria Aznar mit der künftigen Innen- und
Justizpolitik auseinander. Als Konsequenz wurde ein Sondergipfel unter finnischer
Präsidentschaft zur weiteren Entwicklung des europäischen „Raumes der Freiheit
der Sicherheit und des Rechts" im Herbst 1999 vereinbart. Tony Blair erläuterte
zudem in seinem Beitrag die bereits in britischen Medien lancierte Revision der bri-
tischen Einstellung zu einer Vertiefung der europäischen Verteidigungsdimension.
Damit rückte die ursprünglich geplante Intention des Treffens in den Hintergrund.
Übrig blieb nur die Vereinbarung, der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit einen höhe-
ren Stellenwert einzuräumen.2 Die Beratungen wurden ohne ein gemeinsames
Grundsatzpapier über die Prinzipien der Bürgernähe und der Subsidiarität in
Europa beendet. Der Gipfel hat sich letztlich mit nahezu allen Kernfragen der wei-
teren Integration beschäftigt - als „Bürgernähe" wurde einfach die Lösung der
anstehenden Probleme der Union interpretiert.3 Der Auftrag von Cardiff wurde
damit nicht erfüllt und der vorab beschworene „Geist von Pörtschach" war schon
bald wieder verflogen.

Auch auf dem Wiener Treffen konnten keine weiteren Fortschritte in diesem
Bereich erzielt werden. Allerdings bekräftigten die Staats- und Regierungschefs
ihre Absicht, auf dem Kölner Gipfel einen „Beschäftigungspakt" zu beschließen.
Die Initiative dazu ging, wie so oft, von deutsch-französischer Seite aus:
Bundeskanzler Gerhard Schröder und Staatspräsident Jacques Chirac hatten nach
ihrem Gipfeltreffen in Potsdam am 1. Dezember 1998 in einem Brief an den öster-
reichischen Vorsitz die Schaffung dieses Paktes gefordert. In Wien selbst wurden
jedoch nur die von den Arbeits- und Finanzministern erarbeiteten beschäftigungs-
politischen Leitlinien für 1999 bestätigt. Damit beschränkte sich der Europäische
Rat auf eine Fortschreibung der Strategie von 1997, wie der belgische
Premierminister Jean-Luc Dehaene betonte. Der österreichische Bundeskanzler
Viktor Klima hingegen wertete die Fortschritte im Bereich der europäischen
Beschäftigungspolitik als „größten Erfolg" des Wiener Gipfels.4

Aufgrund der weiterhin sehr hohen Arbeitslosigkeit in den EU-Mitgliedstaaten,
standen die Staats- und Regierungschefs unter Druck, weiterführende Schritte zu
unternehmen. Daher haben sie auf dem Kölner Gipfel einen „Europäischen
Beschäftigungspakt" besiegelt. Mit diesem soll in Ergänzung zum „Luxemburg-
Prozeß" der koordinierten Beschäftigungsstrategie und dem „Cardiff-Prozeß" zur
Verbesserung der Innovationsfähigkeit als „dritte Säule" ein „Makroökonomischer
Dialog" begonnen werden. Der „Köln-Prozeß" soll das Zusammenwirken von
Lohnpolitik sowie Geld-, Haushalts- und Finanzpolitik verbessern, um eine nach-
haltige, nicht-inflationäre Wachstumsdynamik freizusetzen.5 Dazu kommen
Vertreter des Rates, der Kommission, der Europäischen Zentralbank (EZB) sowie
der Sozialpartner zusammen. Darüber hinaus wurde beschlossen, die Mittel der
Europäischen Investitionsbank, der Struktur- und Kohäsionsfonds, der Transeuro-
päischen Netze und des fünften Forschungsrahmenprogramms gezielt für beschäf-
tigungspolitische Maßnahmen einzusetzen. Unter portugiesischer Präsidentschaft
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wird als nächster Schritt im Frühjahr 2000 ein Sondergipfel für ein „Europa der
Innovation und des Wissens" zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit Europas
abgehalten.

Ob ein solches Bündel von Absichtserklärungen und Einzelmaßnahmen aller-
dings mehr als Hoffnungen wecken kann, muß sich erst noch erweisen. Ein institu-
tionalisierter „Runder Tisch" ist sicherlich eine gute Ergänzung zur Koordination
der Beschäftigungspolitik auf europäischer Ebene. Allerdings darf man sich von so
einer Einrichtung keinen direkten Umschwung auf den Arbeitsmärkten erwarten -
dies muß vor allem den Bürgern vermittelt werden. Ein Defizit im Sinne größerer
Bürgernähe ist zudem, daß das Europäische Parlament nicht einbezogen wird.
Dabei hat die extrem niedrige Wahlbeteiligung von 49,9% bei der Europawahl vom
10. bis 13. Juni 1999 eindrucksvoll belegt, daß auch die Bürger dem Parlament bis-
her keine große Bedeutung beimessen. Durch die Mißachtung beim Beschäfti-
gungspakt wurde eine weitere Chance zur Profilierung des Parlamentes in - für die
Bürger höchst relevanten - Sachfragen vertan. Die Meinungen über den konkreten
Nutzen des Paktes gehen denn auch weit auseinander. Während der CDU-
Vorsitzende Wolfgang Schäuble dies für eine „Ansammlung unverbindlicher
Absichtserklärungen" hält,6 verspricht sich Bundeskanzler Schröder davon eine
Begleitung und Verzahnung nationaler Anstrengungen zur Schaffung von mehr
Beschäftigung auf europäischer Ebene.7

Reformbemühungen und Krisenbewältigung

Im Zentrum beider Präsidentschaften standen die Verhandlungen über die Agenda
2000 zur Reform der Agrar-, Struktur- und Finanzpolitik. Die Eckpfeiler dazu soll-
ten auf dem Wiener Gipfel eingeschlagen werden. Allerdings konnten dort keine
Fortschritte erzielt werden. Der deutsche Bundeskanzler Gerhard Schröder und sein
Außenminister Joschka Fischer warben in Wien zwar erneut um Verständnis für
ihre Forderung nach mehr „Beitragsgerechtigkeit" in Form einer Nettoentlastung
Deutschlands. Aber trotz der grundsätzlichen Anerkennung dieses Wunsches durch
die EU-Partner zeichnete sich ein Weg dorthin nicht ab.8 Die Blockade der
Verhandlungen lag sicher auch daran, daß es Österreich versäumt hat, seinen
Gästen ein knappes Positionspapier vorzulegen. Vielmehr hatte der Vorsitz ein
Kompendium aller Standpunkte und Lösungsoptionen mit über 600 Seiten Umfang
vorbereitet, wodurch die Beratungen zusätzlich erschwert wurden.9 Selbst die
Berichts vorläge für die Staats- und Regierungschefs umfaßte noch 70 Seiten, so daß
mehrere Staaten den Vorsitz um ein knapperes Papier ersucht haben.10 Die
Schlußfolgerungen des Vorsitzes zur Agenda 2000 sind dann letztlich auch sehr
dürftig ausgefallen.

Die Lösung des Streites um die Reformen und die künftige Finanzierung wurde
auf das Frühjahr 1999 unter deutscher Präsidentschaft vertagt. Dies war für
Deutschland keine günstige Ausgangslage, da es als einer der am meisten betroffe-
nen Mitgliedstaaten seine nationalen Interessen zu vertreten hatte, aber gleichzeitig
als „ehrlicher Makler" ein für alle Mitgliedstaaten akzeptables Reform- und Finanz-
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paket schnüren sollte. Dazu fand im März ein Sondergipfel in Berlin statt, der aller-
dings durch zwei gewichtige Ereignisse überschattet wurde: den Rücktritt der
Kommission und den Beginn der NATO-Angriffe auf Jugoslawien.

Am 16. April 1999 - also nur eine Woche vor dem Berliner Gipfel - war die
Europäische Kommission geschlossen zurückgetreten. Dieser Schritt war die
Konsequenz aus den Vorwürfen der Miß- und Vetternwirtschaft, die ein vom
Europäischen Parlament eingesetzter „Rat der Weisen" bestätigt hatte. Bereits am
ersten Gipfeltag konnte der Ratsvorsitzende Gerhard Schröder jedoch die
Designierung des ehemaligen italienischen Ministerpräsidenten, Romano Prodi,
zum neuen Kommissionspräsidenten bekanntgeben. Das Ereignis wurde als große
Leistung der deutschen Präsidentschaft gefeiert. Man sollte aber nicht vergessen,
daß Prodi bereits vor dem Rücktritt der Kommission als aussichtsreicher Kandidat
für die Nachfolge Santers gehandelt wurde und seine Ernennung eher von seiner
persönlichen Entscheidung für das Amt als von der Einigkeit der Staats- und
Regierungschefs abhängig war. Die Staats- und Regierungschefs sprachen sich in
Berlin zudem in aller Deutlichkeit - unter anderem in zwei offiziellen Erklärungen
- für den Angriff der NATO auf Jugoslawien aus.11 Es ist damit gelungen, auch hier
Einigkeit und Handlungsfähigkeit zu zeigen, so daß man sich letztlich noch der
eigentlichen Aufgabe des Gipfels, der Einigung über das Reformpaket Agenda
2000, zuwenden konnte.

In Berlin wurde hart um jedes Detail gerungen, wie dies auch nicht anders zu
erwarten war, wenn es um die Bereitstellung und Verteilung der finanziellen
Ressourcen innerhalb der Gemeinschaft geht. Dennoch konnte man sich auf einen
Gesamtkompromiß einigen, der die unterschiedlichen Interessen der einzelnen
Mitgliedstaaten über alle Bestandteile der Agenda 2000 hinweg zufriedenstellte.12

Allerdings hat die deutsche Regierung auf der Suche nach einem Kompromiß
eigene Ziele wie die Kofinanzierung der Agrarpolitik zugunsten einer Einigung mit
Frankreich geopfert, das seine Privilegien im Rahmen der Agrarpolitik nicht auf-
geben wollte. Zum Vorteil Deutschlands und der anderen Nettozahler - wie die
Niederlande, Österreich oder Schweden - wurden aber mehrere Korrekturmecha-
nismen eingeführt, so daß die Belastung zumindest mittelfristig eine
rückläufige Tendenz erhält. Der Kompromißcharakter des Paketes wird auch durch
die zahlreichen Ausnahme- und Sonderregelungen für so gut wie alle Mitglied-
staaten,13 die Beibehaltung des britischen Rabattes auf die Beitragszahlungen sowie
die Aufstockung des Kohäsionsfonds für Griechenland, Irland, Spanien und
Portugal deutlich. Immerhin konnte man zumindest in der Strukturpolitik - wenn
auch nur mit Hilfe von Übergangsfristen - eine Konzentration der Mittel auf die
bedürftigen Regionen erreichen.

Die Berliner Beschlüsse sind insgesamt weniger eine grundlegende Reform, als
vielmehr eine Zementierung bestehender Besitzstände. Die Reformen reichen nicht
aus, um die bevorstehende Osterweiterung - einer der wesentlichen Gründe für die
Reformbemühungen - ohne lange Übergangsfristen zu meistern. Doch auch ohne
substantielle Veränderungen ist bereits die Einigung auf diesen gemeinsamen
Nenner ein positives Ergebnis, wenn die Schwierigkeit der Materie und die Vielzahl
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unterschiedlicher nationaler Interessen in Betracht gezogen werden. Denn die
Festlegung des Finanzrahmens und die Agrarpolitik haben schon häufig zu
schweren Krisen im europäischen Integrationsprozeß geführt, was diesmal vermie-
den werden konnte. Die deutsche Ratspräsidentschaft kann dies als Erfolg verbu-
chen, auch wenn die Opposition vor allem die frühzeitige Preisgabe der Kofinan-
zierung und die relativ geringe Nettoentlastung als zu hohen Preis für die Einigung
betrachtete und der rot-grünen Regierung gar „europapolitischen Dilettantismus"
bescheinigte.14

Nach der „Pflicht" auf dem Berliner Treffen sollte mit dem Kölner Gipfel die
„Kür" folgen, indem trotz des Kosovo-Krieges wichtige europäische Projekte -
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, Erweiterungsvorbereitung und Aufbau einer
Europäischen Verteidigungsidentität - vorangetrieben werden sollten. Vor allem
hatte sich Deutschland zum Ziel gesetzt, den Weg für eine neue Regierungs-
konferenz zu bereiten, die die in Amsterdam nicht abgeschlossenen institutionellen
Reformen zur Vorbereitung der EU auf die Erweiterung zu Ende bringen soll. Zu
regeln ist nach den Vorgaben des Amsterdamer Vertrages die Größe und
Zusammensetzung der Kommission sowie eine neue Stimmenwägung und die
Ausweitung der qualifizierten Mehrheitsentscheidungen im Rat.

In Köln einigten sich die Staats- und Regierungschefs auf die Einberufung der
Regierungskonferenz unter portugiesischem Vorsitz Anfang 2000. Sie soll mög-
lichst unter französischem Vorsitz Ende 2000 abgeschlossen werden. Einerseits
greift es aber zu kurz, nur die „left-overs" von Amsterdam zu behandeln, da so
keine grundlegende Strukturreform zu erwarten ist. Die Gefahr ist vielmehr groß,
daß sich die EU nur auf bis zu fünf neue Mitglieder vorbereitet und in wenigen
Jahren eine weitere Regierungskonferenz nötig wird.15 Andererseits ist es unrea-
listisch, nicht von einer Ausweitung der Agenda der Regierungskonferenz auszuge-
hen, da bisher weder die Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens noch die
Anpassung des Europäischen Parlamentes und der anderen Organe (Ausschuß der
Regionen, Wirtschafts- und Sozialausschuß, Europäischer Gerichtshof usw.) an die
Erweiterung berücksichtigt wurde. Zudem werden wohl auch die Integration der
Westeuropäischen Union (WEU) in die EU und der Aufbau einer Verteidigungs-
gemeinschaft zur Entscheidung anstehen.

Außenbeziehungen und Verteidigungsdimension

Der britische Premier Tony Blair hatte bereits auf dem Gipfel von Pörtschach her-
vorgehoben, daß für seine Regierung - entgegen der bisher sehr rigiden Haltung
Großbritanniens - der Aufbau einer Europäischen Verteidigungsidentität denkbar
wäre. Durch diese Veränderung britischer Präferenzen hat Blair eine neue Dynamik
in einem Politikfeld entfacht, in dem die rhetorischen Bekundungen über die
Notwendigkeit europäischer Handlungsfähigkeit ebenso vollmundig waren, wie die
faktische Bereitschaft zur Bündelung der unterschiedlichen Interessen in gemein-
same Aktionen bescheiden ausfiel. Eine weitere Initiative dazu starteten Groß-
britannien und Frankreich mit ihrer gemeinsamen Erklärung von St. Malo zur
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Schaffung einer Europäischen Sicherheits- und Verteidigungsidentität (ESVI), die
auch über eine eigene Verteidigungsfähigkeit verfügt.16 Damit verbunden wäre die
Eingliederung der WEU in die EU. In Wien wurde als Folge des britisch-französi-
schen Vorstoßes beschlossen, unter deutscher Ratspräsidentschaft weiter über das
Thema zu diskutieren. Einerseits war die Debatte für konkretere Schritte zu diesem
Zeitpunkt noch nicht weit genug fortgeschritten, andererseits konnten vom Gast-
geber als seit Jahrzehnten neutralem Land auch keine wegweisenden Vorschläge
erwartet werden. Es ist dennoch eine Ironie der Geschichte, daß ausgerechnet unter
der Präsidentschaft des auf Neutralität bedachten Österreichs der möglicherweise
entscheidende Impuls für den Aufbau einer europäischen Armee gegeben wurde.

Auf dem Wiener Gipfel einigten sich die Staats- und Regierungschefs aber
immerhin über die Grundzüge der Außen Vertretung der Euro-11-Zone in interna-
tionalen Gremien wie der G7 und dem Internationalen Währungsfonds (IWF). Die
Vertretung in der G7-Gruppe soll der Präsident des Rates der Wirtschafts- und
Finanzminister (ECOFIN) übernehmen. Gehört dieser allerdings nicht einem Euro-
Mitgliedstaat an, tritt an seine Stelle der Präsident der Euro-11-Gruppe. Für eine
mehrjährige Übergangsphase wird dieser dann gegebenenfalls von einem Vertreter
der ständigen G7-Mitglieder „unterstützt", falls der Euro-11-Vorsitz bei einem klei-
nen Mitgliedstaat liegt. Zudem gehören der Präsident der EZB und ein
Kommissionsmitglied der europäischen Außenvertretung an. Die Vereinigten
Staaten und Kanada haben allerdings schon deutlich gemacht, daß sie mit dieser
fast schon skurrilen Konstruktion nicht einverstanden sind. Die Europäer sollten
dies zum Anlaß nehmen, die Vereinbarung nochmals zu überdenken, denn ob damit
eine effektive Außenvertretung überhaupt möglich ist, scheint zweifelhaft.17

In den Vorgaben aus Wien für den Kölner Gipfel war die deutsche Präsident-
schaft unter anderem mit der Einigung auf einen „Hohen Repräsentanten" für die
GASP, die Vorbereitung zur Annahme von gemeinsamen Strategien zu Rußland, der
Ukraine, dem Mittelmeerraum und dem Westbalkan auf der Basis des Amsterdamer
Vertrages sowie der Prüfung von Optionen zur Entwicklung der geplanten ESVI
beauftragt worden. Die außen- und sicherheitspolitische Dimension der Integration
nahm damit auf dem Kölner Gipfel einen breiten Raum ein.

Mit der Ernennung des renommierten NATO-Generalsekretärs Javier Solana
zum Generalsekretär des Rates - und damit ersten „Mr. GASP" - sowie des fran-
zösischen Diplomaten Pierre de Boissieu zum stellvertretenden Generalsekretär
konnte in Köln eine rasche und weitgehend unumstrittene Einigung in dieser wich-
tigen Personalfrage erzielt werden. Zudem wurde der Startschuß für die Integration
der WEU in die EU gegeben, die laut Bundeskanzler Schröder unter französischem
Vorsitz Ende 2000 formalisiert werden soll. Dabei müssen allerdings die Bedenken
der neutralen Staaten gegen militärische Komponenten berücksichtigt werden.
Dennoch bestand Einigkeit über den von deutscher Seite vorgeschlagenen Bericht,
der unter anderem die Schaffung eines (sicherheits-)politischen und eines militäri-
schen Ausschusses sowie eines EU-Militärstabes vorsieht.18 Auf diese Weise sollen
zumindest die in Amsterdam der EU zugeordneten „Petersberger Aufgaben" -
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friedenswahrende und -schaffende Maßnahmen - glaubwürdig wahrgenommen
werden können.

Nach einer Verhandlungsoffensive unter Leitung des Kosovo-Emissärs der EU,
dem finnischen Präsidenten Martti Ahtissari, fand der Kosovo-Krieg, der zeitgleich
mit dem Berliner Gipfel begonnen hatte, exakt zum Kölner Gipfel seinen Abschluß.
Den Folgefragen dieses Krieges soll durch weitreichende, in Köln beschlossene
Maßnahmen begegnet werden: Die EU richtet einen Finanzhilfefonds von 100 Mio.
Euro und eine Agentur ein, die Wiederaufbauprogramme in der Region leiten soll.
Vor allem aber wurde ein „Stabilitätspakt" für Südosteuropa beschlossen, der den
betroffenen Staaten die Perspektive eines EU-Beitrittes eröffnet. Dazu können bila-
terale Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen abgeschlossen werden. Damit
sind Staaten wie Albanien oder Makedonien, die vor kurzem noch niemand auf der
Erweiterungsrechnung hatte, als „good guys" ein gutes Stück näher an die EU her-
angerückt. Der Kreis der Beitrittskandidaten könnte sich dadurch schon rasch
erheblich ausweiten.

Zu Beginn seiner Präsidentschaft hatte sich Österreich die Aufnahme der kon-
kreten Beitritts Verhandlungen mit den von der Kommission vorgeschlagenen und
unter britischer Präsidentschaft eingeladenen Bewerber Staaten der ersten Runde -
Estland, Polen, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern - vorge-
nommen. Allerdings war die Eröffnung der Gespräche keineswegs sicher. So
schätzte Außenminister Schüssel die Situation zunächst so ein, daß ein Konsens der
15 über den Übergang zu echten Verhandlungen „noch nicht besteht, aber machbar
ist"19. Aber bereits auf dem Rat der EU-Außenminister am 5. Oktober 1998 in
Kirchberg (Luxemburg) konnte die Grundsatzentscheidung getroffen werden, ab
10. November 1998 offizielle Gespräche auf Ministerebene aufzunehmen. Seitdem
wurden die ersten - allerdings auch einfachsten - sieben der insgesamt 31 zu
verhandelnden Kapitel (u.a. Bildung, Industriepolitik, Statistik) mit der
„Spitzengruppe" erfolgreich abgeschlossen.20 Der Prozeß soll nach demselben
Muster - schrittweise Abarbeitung ausgewählter Kapitel - unter den folgenden
Präsidentschaften weitergeführt werden.

Allerdings gilt es zu bedenken, daß die im Erweiterungsprozeß bisher zurück-
hängenden Staaten wie Rumänien und Bulgarien im „Rennen" um die
Mitgliedschaft sicher eine Stufe vorrücken wollen, wenn die Nachfolgestaaten Ex-
Jugoslawiens und deren Anrainer eine Beitrittsperspektive erhalten. Enttäuscht
wurden zudem die Erwartungen der beiden anderen baltischen Staaten und der
Slowakei, da bisher kein Zeitplan für eine Ausweitung der Beitrittsverhandlungen
auf diese Länder beschlossen wurde21 - dies wird erst wieder im Dezember 1999
auf der Tagesordnung des Europäischen Rates stehen. Auch konnte sich Bundes-
kanzler Schröder nicht mit seinem Vorschlag durchsetzen, die Türkei in Helsinki
mit den anderen Beitrittskandidaten formal auf eine Stufe zu stellen.22 Die EU steht
hier also vor der Herausforderung, die verschiedenen Gruppen der bisherigen und
künftigen Beitrittskandidaten in einem ausgewogenen und abgestuften Prozeß an
die Union heranzuführen, ohne daß dadurch Konflikte zwischen diesen Gruppen
entstehen.
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Ein weiteres Ergebnis von Köln war die einstimmige Verabschiedung der ersten
Gemeinsamen Strategie gegenüber Rußland. Diese soll zu einer Stärkung der stra-
tegischen Partnerschaft auf politischer wie wirtschaftlicher Ebene führen.23 In der
Folge können künftige Gemeinsame Aktionen innerhalb dieses Rahmens mit
Mehrheit entschieden werden. Falls dies ohne die Blockade aufgrund von „vitalen
nationalen Interessen" einzelner Mitgliedstaaten tatsächlich umgesetzt wird, wäre
damit eine wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer tatsächlich „gemeinsamen"
Außenpolitik erfolgt. Gemeinsame Strategien gegenüber den anderen Regionen in
Europas Nachbarschaft müssen dann allerdings noch folgen.

Mit der Benennung des Hohen Repräsentanten, der Konkretisierung einer ver-
teidigungspolitischen Dimension, der Schaffung des Stabilitätspaktes für Südost-
europa sowie der Festlegung der Gemeinsamen Strategie gegenüber Rußland konn-
te das außenpolitische Gewicht und Ansehen der Europäischen Union unter der
deutschen Ratspräsidentschaft deutlich erhöht werden - ein durchaus nicht unbe-
dingt zu erwartendes Erfolgserlebnis für die rot-grüne Koalition.

Bewertung und Ausblick

Österreich hatte sich ein ambitioniertes Programm vorgenommen, dessen Vorgaben
nicht alle erfüllt werden konnten. Die Kernpunkte der künftigen Integration muß-
ten auf die nachfolgenden Präsidentschaften verschoben werden. Gewiß hatte
Österreich einen undankbaren Part zu spielen, da das EU-Geschäft bis in den Herbst
1998 aufgrund des Wahlkampfes in Deutschland mehr oder weniger lahmgelegt
war. So hatte die Wiener Regierung nur einige Wochen, um die Themen in der
„Wiener Strategie für Europa" ein wenig zu ordnen.24 Unter diesem Begriff wurde
ein 19 Punkte umfassendes Programm subsumiert, das die EU ins 21. Jahrhundert
führen soll. Doch verbarg sich dahinter nicht so sehr eine ausgearbeitete Strategie
als vielmehr ein Bündel von Arbeitsauftragen für den deutschen und finnischen
Vorsitz. So ging ein Auftrag an den Märzgipfel in Berlin, acht Arbeitsaufträge an
den Kölner Gipfel, zwei an den Sondergipfel im finnischen Tampere im Oktober
1999 und acht an den Abschlußgipfel der finnischen Ratspräsidentschaft im
Dezember 1999 in Helsinki - darunter eine „Millenium-Erklärung" über die
Zukunft der Union. Ein hoher EU-Diplomat meinte zur Wiener „Strategie", man
hätte nur nach etwas gesucht, an das sich das Wort „Wien" anhängen ließe.25

Tatsache ist, daß es selten in den Schlußfolgerungen einer Präsidentschaft so zahl-
reiche Berichtsaufträge, Rückblicke und Bilanzen sowie Verweise auf schwebende
Verhandlungen gegeben hat wie im Fall des österreichischen Vorsitzes. Wien war -
wie viele Gipfel zuvor - lediglich Wegbereiter für künftige Entscheidungen.

Die deutsche Ratspräsidentschaft war hingegen von der dreifachen
Herausforderung der Agenda 2000, der Kommissionskrise und dem Kosovo-Krieg
geprägt. Dennoch wurde auf den Treffen des Europäischen Rates Handlungsfähig-
keit bewiesen. Die Agenda 2000 wurde beschlossen, ein Kommissionspräsident
benannt und auch im Angesicht des Kriegsbeginns haben die Staats- und
Regierungschefs Einigkeit gezeigt. Zudem sind auf dem Kölner Gipfel - vor allem
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mit der Ernennung des Hohen Repräsentanten sowie der Einigung über den Stabili-
tätspakt für Südosteuropa und die gemeinsame Rußland-Strategie - bedeutsame
Fortschritte im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik erzielt
worden. Die Gipfel des Europäischen Rates in Deutschland und ihre Beschlüsse
sind unter diesen Umständen und im Vergleich zu vielen anderen Präsidentschaften
durchaus positiv einzuschätzen - auch wenn die Medienressonanz teilweise einen
ganz anderen Eindruck hinterlassen hat.26

Allerdings kam die deutsche Präsidentschaft gegen Ende hin noch einmal in
Schwierigkeiten:27 Bei der Ernennung des Bonner Kanzleramtschefs, Bodo
Hombach, als EU-Koordinator für die Umsetzung des Stabiliätspaktes konnte keine
Einigung im Außenministerrat erzielt werden. Daher mußten die Staats- und
Regierungschefs am Rande ihres Treffens mit den lateinamerikanischen Vertretern
in Rio de Janeiro diese Entscheidung selbst treffen. Hinzu kam, daß Deutschland
Anspruch auf zwei Kernressorts in der neuen Kommission erhob und im Juni die in
den Grundzügen längst beschlossene Richtlinie für Altautos blockierte. In der Folge
wurden der deutsche Führungsstil und vor allem die Personalentscheidungen aus-
schließlich zugunsten der großen Mitgliedstaaten kritisiert. Der finnische Premier,
Paavo Lipponen, sprach sogar davon, die Tendenzen hin zu einem „Direktorat der
Großen" unterbinden zu wollen.28 Mit Finnland und Portugal haben dazu als näch-
stes zwei kleine Mitgliedstaaten die Gelegenheit. Allerdings ist ihre Agenda durch
die Gipfel von Wien und Köln weitgehend vorgegeben. Die Finnen haben den
Auftrag für einen Sondergipfel zur Innen- und Justizpolitik im Herbst 1999 und sol-
len auf dem Dezembergipfel in Helsinki vor allem die Verteidigungspolitik sowie
den Erweiterungsprozeß voranbringen. Unter portugiesischem Vorsitz soll ein
„Innovationsgipfel" im Frühjahr 2000 stattfinden und die Regierungskonferenz zur
Reform der Institutionen eröffnet werden.

Grundsätzlich bleibt damit festzuhalten, daß eine weitere Inflation der formellen
und informellen Treffen der Staats- und Regierungschefs zu beobachten ist. Um die
Koordinierungsfunktion des Vorsitzes zu erleichtern, hatte der österreichische
Bundeskanzler Viktor Klima bereits auf dem Pörtschacher Gipfel vorgeschlagen,
künftig sechs Gipfeltreffen der EU-Regierungschefs pro Jahr festzulegen. Dies
wurde von anderen Mitgliedstaaten aber zurückgewiesen, da sonst der Rat der
Europäischen Union langsam zum Vollzugsorgan für den Europäischen Rat herab-
gestuft würde.29 Allerdings finden 1999 mindestens sechs Treffen der Staats- und
Regierungschefs statt, so daß der Europäische Rat de facto eine immer dominantere
Rolle bei grundsätzlichen Entscheidungen aber auch bei der tagespolitischen
Politikgestaltung der Europäischen Union einnimmt.
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